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Zäslin stimmt von Herzen dem Beschluß bei;
nicht nur im Leman, auch in andern Kantonen ver
breiten sich so falsche, »«den guten Bürger beunruhi-

Agende Gerüchte.
Muret verlangt, daß die zahlreichen Petitionen,

die Zeugnisse der patriotischen Gesinnungen jener
lemanischen Gemeinden sind, 8 Tage auf dem Bureau
liegen.

Dieses und aufLüthi's v. Sol. Antrag, die
Einschreibung ihrer Namen ins Protocol! wird be-

schloffen und die Resolution angenommen.

Ueber ein Geftz gegen Hazardspiele.

Der Senat hat am 10. Jan. den Beschluß des
gr. Rathes über Hasard - und andere hohe Spiele, auf
eine» Commissionalbericht von Murrt, ohne Discus-
sion verworffen. Wir liefern hier eine Meinung, die
durch Zufall nicht vorgetragen werden konnte, in der
aber die Veriverffungsgründe mit vieler Klarheit aus,
«inander gesezt sind.

Die erste Frage in Betreff dieser Resolution scheint
mir die seyn zu müssen: ist de« Geftzgeber befugt,
Hazardspiele zu verbieten? denn, wenn es um neue
Gesetze in thun ist, soll die erste Frage immer seyn:
ist das Gelez rechtmäßig? die zweite, ist es zwekwäßig?

Ich frage also, ist ein Verbot der Hazardspiele
rechtmäßig? ich antworte, der Gesezaeber darf nur
das verbieten, was^ die Rechte der Burger entwe
der geradezu kränkt, oder was nächste, noth-
wendige Ver a nIaßu n g der Kränkung der Rechte
der Bürger ist; denn der Zwek des Staats ist und
kann kein anderer seyn, als der sicherste und sreieste

Genuß der Rechte eines jeden Staatsbürgers; in
diesem Zwek liegt es, daß jeder Staatsbürger seine
Freiheit, seine Rechte nur in so weit eingeschränkt
wissen will, als nöthig ist, damit die Freiheit und
die Rechte anderer, so wie meine eigenen, möglich
und wirklich werden können; was diese Freiheit, diese

Rechte nicht verlezt, ist mir erlaubt, darf mir nicht
verwehrt werden.

Nun aber wer Hazardspiele spielt, verfügt nur
über sein Eigenthum, giebt nur sein Eigenthum
dem Zufall preiß; er handelt vielleicht unsittlich; er

regt in sich eine verderbliche Leidenschaft, die ihn
unbezwinglich beherrscht, ihm eine kostbare Zeit raubt,
und ihn um Vermögen bringen kann; aber dafür ist

er nur seinem Gewissen verantwortlich. Wenn er

nicht betrügt, so kränkt er kein Recht eines andern,
denn diesem steht es gleichfalls frei, sein Eigenthum

aufs Spiel zu setzen oder nicht; der Staat darf daher
seine Freiheit nicht so weit einschränken, darf eine
solche Disposition über sein Eigenthum nicht verbie-
ten; denn der Gesezgeber darf nicht die Sittlichkeit
der Handlungen erzwingen. Aus diesem ergiebt sich,
daß, wenn unter Bekannten in Privatgesellschaft Ha,
zardspiel gespielt wird, dieses nicht verbottcn werden
darf, denn niemand wird dabei in seinen Rechten ge-
kränkt. Oeffentliche Spielhäuser hingegen, das ist,
Häuser, wo Unbekannte bloß hoher Hazardspiele we-
gen, zusammenkommen, Häuser, die jedermann offen
stehen, solche Häuser bieten schon eine nähere Veran-
laßung zur Kränkung der Rechte anderer dar; Spie»
ler von Profession begeben sich dahin; Betrug ist fast
unvermeidlich; gesezwidrige Handlungen von man-
cherlei Art, Unsicherheit der Personen und des Ei,
genthums finde» da statt. Spielhäuser stehen daher
unter unmittelbarer Aufsicht der Polizei, und dürfen
je wach Kes-öaffenheit ihrer Einrich ung ganz »erbos
ten werden. Unter dem Gesichtspunkt der Rechtmäs-
sigkeit betrachtet, ist die Resolution in mehrern Rük-
sichten verwerflich. Denn i) macht sie keinen Unter»
schied zwischen öffentlichen Spielhäusern und zwischen
Privatgesellschaften unter Bekannten, wo zufallig ge-
spielt wird. 2) Führt sie eine Inquisition in das Pri,
oatleben ein, denn, wenn jemand von ungefehr unter
Freunden in seinem Hause ein Hazardspiel spielt, und
irgend ein Bedienter denunziert ihn, so geschieht es
zufolge der Einladung des Gesetzes. Das ist uns
rechtmäßig. Denn in meinem Hause bin ich nicman«
dem für Handlungen, die niemand beleidigen, ver,
antwortlicy. 3) Verbietet die Resolution, jemandem
über Spielschulden Recht zu halten; das ist wieder
unrechtmäßig. Auch eine Spielschuld ist ein Ver,
sprechen, ist ein Vertrag mit einem andern, welchen
zu halten, ich eine Zwangspfiicht habe; denn, wenn
ich einen solchen Vertrag breche, so verletze ich das
Recht des andern, welches zu handhaben der Staat
sich anheischig macht. Der Staat verlezt also die
Heiligkeit der Verträge, wenn er über Versprechen,
also über Vertrage nicht Recht hält; er verlczt seinen
eigenen Zwek. 4) Die Resolution ist endlich dem
Prinzip der Gleichheit entg gen; denn sie will Beamte,
die sich gegen dieses Gcsez verfehlen stärker bestraft
wissen, als andere Büraer. Der Beamte darf nur,
als Beamter, bestraft werden für Handlungen,
die seinen Amtspflichten entgegen sind; Handlungen
aber, die ausser seinen Amtsverrichtungen sind, und
nicht gerade diese betreffen, sind nicht anders anzu-
sehen, a!6 Handlungen jedes andern Privatmanns,
sind auch der gleichen Strafe unterworfen, wenn sie

widerrechtlich sind. Also nur der Beamte dürfte
wegen des Spielverbotes stärker bestraft werden,
dem die Handhabung dieses Gesetzes aufgetragen wäre.
D-e Resolution macht aber diesen Unterschied nicht,
und fehlt also gegen das Princip der Gleichheit.
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